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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete der Abgaben auf 
Mineralöl 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 21. Januar 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf, wie aus 
der Anlage 2 ersichtlich, Stellung genommen. Die Stellungnahme der 
Bundesregierung zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates ist in 
der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete der Abgaben 

auf Mineralöl 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

(1) Der Zolltarif (Anlage zum Zolltarif- 
gesetz vom 16. August 1951 — Bundesge* 
setzbl. I S. 527 — ) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Neuregelung der Abgaben auf 
Mineralöl vom 23. April 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 149) wird mit Wirkung ab 1. April 
1954 wie folgt geändert und ergänzt: 

l.In Tarifnummer 2710 Abs. D wird der 
Unterabsatz 

„2 — Heizöle 12,90 DM" 

gestrichen. Die folgenden Unterabsätze 3 
und 4 erhalten die Bezeichnung „2“ und 
3“ 

2. In Anmerkung 1 Buchstabe a zur Tarif- 
nummer 2710 werden die Worte „sol- 
chem unbearbeitetem" und „oder Heiz- 
öl" gestrichen. 

Folgender Satz wird angefügt: 

„Wird Bitumen oder Petrolkoks dieser 
Art zum endgültigen Verbleib oder Ver- 
brauch in das Zollausland ausgeführt, so 
werden weitere 0,45 DM für je 100 kg 
des Erdölrückstandes vergütet." 

3. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
erhält der mit Buchstabe b bezeichnete 
Absatz folgende Fassung: 

,,b) (Vergütungsfähige Mineralöle) Wer- 
den Mineralöle der Absätze B bis D, 
gasförmige Kohlenwasserstoffe der 
Tarifnummer 2711 oder Erzeugnisse 


der Tarifnummern 2712, 2713, 2714 
Abs. A und D im zollinländischen 
Geltungsbereich dieses Tarifs aus 
Erdöl hergestellt und danach ausge- 
führt oder zu einem Zollverkehr ab- 
gefertigt, so wird ein Betrag von 
12,90 DM für je 100 kg des vergü- 
tungsfähigen Mineralöls vergütet. 
Werden vergütungsfähige Schweröle 
nach Raffination zum endgültigen 
Verbleib oder Verbrauch in das Zoll- 
ausland ausgeführt, so kann die Ver- 
gütung nach derjenigen vom Her- 
steller nachzuweisenden Menge an 
Schweröl bemessen werden, die zur 
Herstellung des raffinierten' Schwer- 
öls verwendet worden ist. Werden 
vergütungsfähige Schmieröle durch 
Bearbeitung von Schmierölen herge- 
stellt, die in den Geltungsbereich die- 
ses Tarifs eingeführt und verzollt 
worden sind, und werden sie danach 
zum endgültigen Verbleib oder Ver- 
brauch in das Zollausland ausgeführt, 
so kann die Vergütung nach dem 
Zollsatz bemessen werden, der beim 
Eingang der Schmieröle in den Gel- 
tungsbereich dieses Tarifs angewen- 
det worden ist." 

4. In Anmerkung 1 zur Tarif nummer 2710 
wird der mit Buchstabe c (Vergütungs- 
fähiges Heizöl) bezeichnete Absatz ge- 
strichen. Die folgenden Absätze d bis h 
erhalten die Bezeichnung c bis g. 

5. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
wird dem mit Buchstabe c — früher 
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d — (Vergütungsfähige Schmiermittel) be- 
zeichneten Absatz als zweiter Satz folgen- 
der Satz eingefügt: 

„Dem zur Herstellung verwendeten ver- 
gütungsfähigen Schweröl steht Schweröl 
gleich, das nicht im Geltungsbereich die- 
ses Tarifs hergestellt, jedoch in diesem 
verzollt worden ist.“ 

6. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
werden in dem mit Buchstabe f — frü- 
her g — bezeichneten Absatz die Worte 
„abis c“ ersetzt durch „a und b“. 

7. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
wird in dem mit Buchstabe g — früher 
h — bezeichneten Absatz die Bezeichnung 
„e“ durch „d“ ersetzt. 

8. Die Anmerkung 2 zur Tarifnummer 2710 
erhält folgende Fassung: 

„2. Schweröle mit einem Flammpunkt 
im geschlossenen Tiegel von mehr als 
55° C, bei deren Destillation nach 
DIN-Entwurf 51752 weniger als 
40 Volumenprozent bis 250° C über- 
gehen, nach Herstellung im Zollaus- 
land eingeführt oder hergestellt aus 
Erdöl, das im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzollt worden ist, zum un- 
mittelbaren Verheizen unter Zoll- 
sicherung 1,50 DM“. 

9. Die Anmerkung 3 zur Tarifnummer 2710 
erhält folgende Fassung: 

„3. Schweröle mit einem Flammpunkt 
im geschlossenen Tiegel von mehr 
als 55° C, bei deren Destillation nach 
DIN-Entwurf 51752 weniger als 
40 Volumenprozent bis 250° C über- 
gehen, nach Herstellung im Zollaus- 
land eingeführt oder hergestellt aus 
Erdöl, das im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzollt worden ist, als Zusatz 
zu Kohle, die in Verkokungsanlagen 
verarbeitet wird, unter Zollsiche- 
rung 2,50 DM“. 

10. In Anmerkung 5 Buchstabe d zur Tarif- 
nummer 2710 werden 

a) der zweite Unter absatz (Heizöle) und 

b) im vierten Unterabsatz (andere Schwer- 
öle) das Komma hinter dem Worte 
„Gasöle“ und die Worte „der Heiz- 
öle“ 

gestrichen 

(2) Die Bundesregierung kann bei zwin- 
gendem wirtschaftlichem Bedürfnis durch 
Rechtsverordnung für Gasöle den Zollsatz 


der Anmerkung 2 zur Nummer 2710 des 
Zolltarifs bis auf 4,50 DM und den Zollsatz 
der Anmerkung 3 zur Nummer 2710 des 
Zolltarifs bis auf 5,50 DM für 100 kg Eigen- 
gewicht erhöhen. Ein zwingendes wirtschaft- 
liches Bedürfnis im Sinn dieser Bestimmung 
liegt nur vor, wenn infolge einer unvorher- 
gesehenen wirtschaftlichen Entwicklung Gas- 
öle zur zollbegünstigten Verwendung nach 
diesen Anmerkungen in einem solchen Um- 
fange eingeführt werden, daß dadurch nach- 
weislich eine ernsthafte Schädigung für den 
im Geltungsbereich des Zolltarifs ansässigen 
Kohlenbergbau eintritt. Rechtsverordnungen 
dieser Art dürfen nur mit einer Geltungs- 
dauer bis zu sechs Monaten erlassen werden. 

(3) Die Ermächtigung nach Absatz 2 tritt 
am 31. Dezember 1956 außer Kraft. 

Artikel 2 

Das Gesetz zur Neuregelung der Abgaben 
auf Mineralöl vom 23. April 1953 (Bundes- 
gesetzlbl. I S. 149) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

(1) Die Bundesregierung kann abwei- 
chend von § 4 des Zolltarifgesetzes aus wirt- 
schaftlichen Gründen durch Rechtsverord- 
nung die Zollsätze der Tarif nummern 2710 
Abs. B, C, D — 1, — 2 — a und — 3, 2711, 
2712, 2714 Abs. A und 3404 Abs. A— 1 bis 
auf 16,50 DM, der Tarifnummer 2710 Abs. 
D — 2 — b bis auf 19,70 DM und der Tarif- 
nummer 2710 Abs. D — 2 — c bis auf 
28,50 DM erhöhen, bevor der Bundesrat 
Stellung genommen und der Bundestag zu- 
gestimmt hat. Hierbei darf der Zollsatz für 
Schweröle, die Topprückstände sind und 
unter Zollsicherung zur Gewinnung von 
Waren der Tarifnummern 2710 bis 2714 
verwendet werden, nicht erhöht werden. 
Rechtsverordnungen dieser Art dürfen nur 
mit einer Geltungsdauer bis zu sechs Mona- 
ten erlassen werden. In diesen Fallen ist die 
Bundesregierung verpflichtet, innerhalb von 
drei Wochen nach Verkündung der Rechts- 
verordnung den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten einen entsprechenden Verordnungsent- 
wurf zur Behandlung nach § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vorzulegen. 

(2) Macht die Bundesregierung von dieser 
Ermächtigung Gebrauch, so kann sie die Ver- 
gütungssätze der Anmerkung 1 Abs. b bis e 
zur Tarifnummer 2710 jeweils auf 13,10 DM 
erhöhen.“ 
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Artikel 3 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 234) wird mit Wirkung 
ab 1. April 1954 wie folgt (geändert und er- 
gänzt: 

1. Dem § 1 Abs. 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Für Schmiermittel der Nummer 3404 
Abs. A — 1 des Zolltarifs gilt in diesem 
Falle § 3 Abs. 3 Satz 2 entsprechend." 

2. § 2 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit Mineralöl nach § 8 im Er- 
hebungsgebiet steuerbegünstigt verwendet 
werden darf, ist dies auch in den Freihäfen 
zulässig." 

4. In § 8 Abs. 1 Nr. 4 wird der Punkt hin- 
ter dem Worte „wurden" durch ein Kom- 
ma ersetzt; folgende Nummer 5 wird an- 
gefügt: 

„5. (nur soweit es sich um Schweröle mit 
einem Flammpunkt im geschlossenen 
Tiegel von mehr als 55° C handelt, bei 
deren Destillation nach DIN-Entwurf 
51752 weniger als 40 Volumenprozent 
bis 250° C übergehen) zum unmittel- 
baren Verheizen verwendet werden." 


5. § 11 erhält folgende Fassung: 

4 11 

Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
der im Erhebungsgebiet hergestellten Er- 
zeugnisse kann durch Rechtsverordnung 
bestimmt werden, daß die Mineralölsteuer 
ganz oder zum Teil vergütet wird für 
nicht steuerbare Erzeugnisse, die unter 
Verbrauch versteuerten Mineralöls herge- 
stellt worden sind, und zwar 

1. für Schmiermittel der Nummer 3404 
Abs. A — 1 des Zolltarifs, wenn sie aus- 
geführt oder zu einem Zollverkehr ab- 
gefertigt werden, 

2. für andere Erzeugnisse, wenn sie aus 
dem Erhebungsgebiet ausgeführt wer- 
den, um außerhalb des Erhebungsgebie- 
tes und der Freihäfen zu verbleiben oder 
verbraucht zu werden. 

Die Steuervergütung ist ausgeschlossen, 
wenn das Mineralöl zu Treib-, Schmier-, 
Heiz- oder Beleuchtunjgszwecken ver- 
braucht worden ist." 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Allgemeines 

Bei der Anwendung des Zolltarifs und des 
Mineralölsteuergesetzes in der Fassung des 
Gesetzes zur Neuregelung der Abgaben auf 
Mineralöl hat vor allem der Heizölbegriff zu 
Schwierigkeiten geführt. Zunächst ist es min- 
destens zweifelhaft, ob nach der geltenden 
Gesetzesfassung die leichten Heizöle unter 
die Abgabenbegünstigungen fallen. Weiter- 
hin sind nach der geltenden Fassung des Zoll- 
tarifs Schmieröle aus deutschem Rohöl, die 
gleichzeitig der Begriffsbestimmung für Heiz- 
öle genügen, nicht vergütungsfähig. Die 
Schwierigkeiten beruhen darauf, daß der 
Heizölbegriff sich gegenüber anderen Begrif- 
fen (Gasöl, Schmieröl) nicht scharf abgrenzen 
läßt. 


Der vorliegende Entwurf verfolgt den Zweck, 
diese rechtlichen Schwierigkeiten zu beseiti- 
gen, ohne an dem sachlichen Inhalt der Ge- 
setze mehr als unvermeidlich zu ändern. Da- 
neben sollen bei dieser Gelegenheit einige 
Korrekturen minderer Bedeutung durchge- 
führt werden, die sich in der Praxis als wün- 
schenswert herausgestellt haben. 

Im einzelnen 

Artikel 1 Abs. 1 

Zw Nr. 1 , 2, 4 und 10 

Nr. 1 schaltet den Heizölbegriff als solchen 
aus dem Zolltarif aus. Als notwendige Folge 
davon wird er durch Nr. 2, 4 und 10 auch 
an allen anderen Stellen beseitigt, an denen 
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er bisher auftritt. Eine Einschränkung der 
Zollvergütung ist mit Nr, 4 nicht verbunden; 
denn alle Mineralöle, die bisher als Heizöle 
vergütungsfähig waren, sind es künftig 
als vergütungsfähige Mineralöle (Anm. 1 
Buchst, ib). Damit sind nunmehr auch die 
Schmieröle aus deutschem Rohöl vergütungs- 
fähig, die es bisher nicht waren, weil sie 
gleichzeitig die Merkmale der Heizöle auf- 
wiesen. 

Nach Nr. 2 ist künftig bei der Ausfuhr von 
Rückständen volle Zollvergütung möglich. 
Die Beschränkung der Vergütung auf 12,45 
DM nach der geltenden Fassung sollte die 
Belastung eingeführter Rückstände mit Um- 
satzausgleichsteuer auf dem Inlandsmarkt 
ausgleichen. Sie ist aber bei der Ausfuhr nicht 
begründet. 

Zw Nr. 3 

Die Neufassung enthält einige Änderungen 
minderer Bedeutung, mit denen wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen entsprochen wird. 

Zw Nr. 5 

Auch für diese Ergänzung liegt ein wirtschaft- 
liches Bedürfnis vor. Die gleiche Regelung 
gilt jetzt schon für sonstige vergütungsfähige 
Erzeugnisse (Anm. 1 Buchst, e letzter Satz). 

Zw Nr. 8 und 9 

Weil der Heizölbegriff des Zolltarifs besei- 
tigt wird, müssen die Zollbegünstigungen auf 
einen anderen Begriff umgestellt werden. Der 
Begriff der „Schweröle“ umfaßt alle Mine- 
ralöle, die praktisch zum Verheizen verwen- 
det werden, also auch die sog. leichten Heiz- 
öle. Die Begünstigung soll aber auf diejenigen 
Schweröle beschränkt bleiben, die auch jetzt 
schon verheizt werden. Das ist der Fall bei 
Schwerölen mit einem Flammpunkt über 
55 0 C, ibei deren Destillation bis 250 0 C weni- 
ger als 40 v. H. übergehen. Die Zollsiche- 
rungsverkehre nach diesen Anmerkungen 2 
und 3 müssen Schwerölen aus verzolltem 
Erdöl Vorbehalten bleiben. Sonst würden 
auch Erzeugnisse aus deutschem Rohöl im 
Rahmen dieser Zollsicherungsverkehre auf 
dem Inlandsmarkt die Vergütung erhalten. 
(Bei der Ausfuhr erhalten sie die Vergütung.) 
Damit wäre aber gegenüber dem geltenden 
Recht eine wesentliche Änderung und eine 
entscheidende Verschiebung der Wettbe- 
werbsverhältnisse verbunden. Die gleiche 
Einschränkung findet sich aus den gleichen 
Gründen schon jetzt auch in der Anmerkung 
zu den Tarif nummern 2710 und 2711. 


Artikel 1 Abs. 2 und 3 

Der Kohlebergbau befürchtet, die Verwen- 
dung vor allem der sog. leichten Heizöle 
(zolltariflich Gasöle) könne u. U. einen sol- 
chen Umfang gewinnen, daß er selbst da- 
durch nachhaltig geschädigt werden könnte. 
Das ist zwar nicht sehr wahrscheinlich, aber 
auch nicht unbedingt ausgeschlossen. In die- 
sem Falle wäre eine neue gesetzliche Rege- 
lung erforderlich. Die Ermächtigung soll es 
ermöglichen, notfalls die Zeit bis zum Erlaß 
eines Gesetzes zu überbrücken. Es kann an- 
genommen werden, daß sich spätestens am 
31. Dezember 1956 die Entwicklung zuver- 
lässig übersehen läßt. Deshalb dürfte nadi 
diesem Zeitpunkt ein Bedürfnis für eine So- 
fortregelung kaum mehr auftreten. 

Artikel 2 

1. Durch die Einfügung der Worte „und 
— 3“ wird die Ermächtigung zur Zoller- 
höhung auf die „anderen Schweröle“ aus- 
gedehnt. Das ist gereditfertigt, weil auch 
unter diese Sammelposition Fertigwaren 
fallen. Es ist nicht einzusehen, weshalb ge- 
rade sie bei einer Zolländerung ausgenom- 
men sein sollten. Daß sie in der geltenden 
Fassung fehlen, ist wohl nur darauf zu- 
rückzuführen, daß diese Fassung im Laufe 
der Gesetzesberatung mehrfach geändert 
worden ist. 

2. Nach der geltenden Fassung erstreckt sich 
die Ermächtigung nicht auf Heizöle der 
Nr. 2710 — D — 2. Das hat praktisch nur 
für die sog. Topprückstände Bedeutung, 
die von dem Heizölbegriff umfaßt werden 
und die als Rohstoffe dienen. Für die 
wirklichen Heizöle ist der regelmäßige 
Zollsatz ohne besondere Bedeutung, weil 
für sie ohnehin die Zollbegünstigungen 
gelten. Nach der Neufassung nach Art. 1 
Nr. 1 würde sich die Ermächtigung bei 
gleichbleibendem Wortlaut auf alle,. Er- 
zeugnisse der Nr. 2710 — B bis D erstrek- 
ken, also auch auf die Topprückstände. 
Das wird nicht angestrebt; deshalb soll die 
Ermächtigung durch den einzufügenden 
Satz „Hierbei darf .... nicht erhöht wer- 
den“ in soweit ausdrücklich eingeschränkt 
werden. 

3. Der Hinweis auf § 4 Ziff. 1 des Zolltarif- 
gesetzes in der geltenden Fassung des 
Art. 3 ist sinnwidrig. Weder unter Ziffer 1 
noch unter Ziffer 2 des § 4 ZTG finden 
sich Vorschriften über die Behandlung 
eines Verordnungsentwurfs. Beide Stellen 
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enthalten vielmehr sachlich-rechtliche Be- 
stimmungen über die Voraussetzungen 
und den zulässigen Inhalt der Verordnun- 
gen. Die im vorliegenden Zusammenhänge 
allein wesentlichen Verfahrensbestimmun- 
gen sind dagegen in den Eingangsworten 
des § 4 enthalten. Es kann deshalb an die- 
ser Stelle nur auf § 4 ohne Beifügung einer 
Ziffer verwiesen werden. 

Artikel 3 

Zu Nr. 1 und 5 

Nach dem geltenden Recht weichen bei 
Schmiermitteln die Voraussetzungen für die 
Steuervergütung von denen für die Zollver- 
gütung ab. Das hat sich als sehr nachteilig 
erwiesen. Durch Nr. 5 werden sie an die 
Voraussetzungen für die Zollvergütung ange- 
glichen. 

Wenn die Steuervergütung aber schon bei der 
Abfertigung zum Zollverkehr gewährt wird, 
dann müssen die Schmiermittel auch der An- 
teilsbesteuerung unterworfen werden können, 
wenn sie nicht eingeführt, sondern aus 
dem freien Verkehr des Inlands zum 
Zollverkehr abgefertigt worden sind. Sonst 
könnten sie nach Abfertigung zum Zollver- 
kehr und sofort anschließender Abfertigung 


zum freien Verkehr ohne anteilige Steuer- 
belastung auf dem Inlandsmarkt auftreten. 
Das angestrebte Ziel wird durch Nr. 1 
erreicht. 

Zu Nr. 2 und 4 

Es ist zweckmäßig, die Steuerbegünstigung 
auf die gleiche Fassung umzustellen wie die 
Zollbegünstigung; beide werden in der Regel 
ohnehin gleichzeitig in Anspruch genommen 
(Nr. 4). Bei dieser Gelegenheit soll der Auf- 
bau des Gesetzes verbessert werden. Die 
Steuerbegünstigung gehört systematisch nach 
§ 8, der auch alle anderen Fälle von Steuer- 
begünstigungen regelt. 

Zu Nr. 3 

Mit der Neufassung wird ein offensichtlich 
fehlerhafter Wortlaut berichtigt. Sinn der 
Bestimmung ist es, die Verwendung unver- 
steuerten Mineralöls in ücn Freihäfen in allen 
Fällen zuzulassen, irr denen sie auch im Zoll- 
inland zugelassen ist. Dem wird die geltende 
Fassung nicht gerecht. Nach ihr könnte bei 
wortgetreuer Gesetzesanwendung z. B. Heiz- 
öl in den Freihäfen nicht steuerfrei ver- 
wendet werden. 

Die nicht besonders begründeten Änderungen 
haben nur redaktionelle Bedeutung. 



Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 21. Januar 1955 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 4. Dezember 1954 — 6 — 52322 
— 2687/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 135. Sitzung am 21. Januar 1955 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete der Abgaben auf 
Mineralöl 

1. die folgende Änderung vorzuschlagen: 

In Artikel 1 Abs. 1 Nr. 3 sind im ersten Satz des neugefaßten 
Absatzes b (Zeile 7 des Entwurfs) nach den Worten „Geltungs- 
bereich dieses Tarifs aus Erdöl" die Worte „oder Schieferöl" ein- 
zufügen. 

Begründung 

Der Absatz des von der Grube Messel bei Darmstadt allein 
hergestellten Gasöls (Dieselkraftstoff), das aus Schieferöl ge- 
wonnen wird, ist auf dem Rhein durch die Verordnung über 
die abgabenfreie Verwendung von Mineralöl und Schmier- 
mitteln in der Binnenschiffahrt vom 14. Januar 1954 (BGBl. II 
S. 6) unmöglich geworden. Damit können ca. 50 v. H. der 
Messeier Gasölproduktion nicht mehr abgesetzt werden, und 
das Werk ist auf die Dauer in seiner Existenz bedroht. Es be- 
schäftigt über 700 Arbeitnehmer, deren Arbeitsplätze ebenfalls 
gefährdet sind. Außerdem würde der ERP-Kredit von 
2,75 Mio DM in Gefahr kommen. 

Der Absatz des Messeier Gasöls muß jedoch der Firma auch 
weiterhin ermöglicht werden, wie es schon in der 256. Sitzung 
des Bundestages vom 20. März 1953 vertreten und durch den 
Herrn Bundesfinanzminister auch zugesagt wurde (S. 12380 des 
Sitzungsberichtes). 

Auch das Bundeswirtschaftsministerium hat sich davon über- 
zeugt, daß die Firma Messel für den ihr auf dem Rhein ver- 
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lorengegangenen Markt keine anderen Absatzmöglichkeiten 
hat, wie aus einem Schreiben des Bundeswirtschaftsministeriums 
an das Bundesfinanzministerium vom 17. Dezember 1954 her- 
vorgeht, und in dem es einen dem obigen Antrag entsprechenden 
Vorschlag macht. Durch die vorgeschlagene Ergänzung des 
Gesetzentwurfs kann der Gasölabsatz der Firma Messel auf dem 
Rhein und seinen Nebenflüssen wieder ermöglicht werden; 

2. die Bundesregierung zu bitten, durch eine Verordnung den § 1 
Abs. 4 der Verordnung über die abgabenfreie Verwendung 
von Mineralöl und Schmiermitteln in der Binnenschiffahrt 
vom 14. Januar 1954 (BGBl. II S. 6) wie folgt zu ergänzen: 

„Einbezogen in die Abgabenbegünstigungen ist Mineralöl nach 
§ 3 Abs. 3 Nr. 1 der Verordnung zur Durchführung des 
Mineralölsteuergesetzes vom 26. Mai 1953 (BGBl. I S, 237) in 
der Fassung der Ersten Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung zur Durchführung des Mineralölsteuergesetzes vom 
16. September 1953 (BGBl. I S. 1409).“ 

Begründung 

Die Verordnung über die abgabenfreie Verwendung von 
Mineralöl und Schmiermitteln in der Binnenschiffahrt vom 
14. Januar 1954 umfaßt nach ihrem Wortlaut nicht das aus 
Schieferöl gewonnene Messeier Gasöl. Da durch die gleichzeitig 
beantragte Änderung des Gesetzentwurfs der Geltungsbereich 
des dortigen Tarif es auf Schieferöl ausgedehnt wird, ist die 
oben beantragte Ergänzung der Verordnung über die abgaben- 
freie Verwendung von Mineralöl und Schmiermitteln in der 
Binnenschiffahrt notwendig. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Altmeier 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. l 

Dem Änderungsvorschläge kann nicht ent- 
sprochen werden. 

Es handelt sich um rein deutsche Erzeugnisse 
aus rein deutschen Rohstoffen, die niemals 
einen Zoll getragen haben. Es stehen auch 
keinerlei Einfuhren von Schieferöl gegenüber, 
aus deren Ertrag — unter Verzicht auf Wah- 
rung der Nämlichkeit — eine Zollvergütung 
gezahlt werden könnte, wie es bei Erdöl der 
Fall ist. Die „Zollvergütung“ wäre tatsächlich 
nur eine versteckte Subvention. Berufungen 
von anderer Seite (z. B. für Erzeugnisse aus 
der Braunkohlenschwelung oder aus der 
Steinkohlesynthese) wären zu erwarten; sie 
sind für den Fall, daß dem Anträge ent- 
sprochen wird, von der Steinkohlever- 
arbeitung bereits angekündigt worden. 

Zu Nr. 2 

Auch diesem Wunsche 'des Bundesrates kann 
nicht entsprochen werden. 

Die Verordnung über die abgabenfreie Ver- 
wendung von Mineralöl und Schmiermitteln 
in der Binnenschiffahrt dient zur Durch- 
führung des Abkommens über die zoll- und 
abgabenrechtliche Behandlung des Gasöls, das 
als Schiffsbedarf in der Rheinschiffahrt ver- 
wendet wird. Der Gasölbegriff nach diesem 


Abkommen ist der gleiche wie im Zolltarif. 
Diesem Begriff entspricht das „Gasöl“ der 
Grube Messel nicht; er müßte also, um dieses 
öl zu umfassen, im Einvernehmen mit den 
Vertragspartnern erweitert werden. Eine Er- 
weiterung, die das Messeler öl umfaßt, 
würde aber unvermeidlich die Begünstigung 
allgemein auf schwerere, minderwertigere 
und damit billigere öle ausdehnen. Den 
Nutzen davon hätte vor allem die auslän- 
dische Mineralölwirtschaft, die solche minder- 
wertigeren öle in großer Menge zu ent- 
sprechend niedrigem Preis liefern kann. Die 
deutsche Mineralölwirtschaft kann das nicht; 
sie würde damit also praktisch aus dem Bun- 
kergeschäft in der Rheinschiffahrt ausge- 
schlossen werden. Ein Preisrückgang für das 
Gasöl auf dem Rhein könnte weiterhin Rück- 
wirkungen auf die Subventionen im Binnen- 
wasserstraßennetz haben. Aber auch die 
deutsche Verkehrswirtschaft würde durch 
eine weitere Verbilligung des Treibstoffs in 
der Schiffahrt nachteilig beeinflußt werden; 
denn die Wettbewerbslage zwischen dem 
Wasserstraßen- und dem Schienenverkehr 
würde dadurch noch stärker zu Lasten des 
letzteren verschoben werden. Es ist nicht ver- 
tretbar, alle diese Nachteile nur deshalb in 
Kauf zu nehmen, um allein dem Werk Messel 
zu helfen. 
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